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Gülle-Importe in den Stadtbezirk bzw. in die Stadt  
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Die Bezirksvertretung Langerfeld-Beyenburg hat in Ihrer Sitzung am 07.02.2017 beschlossen, 

die Verwaltung wird gebeten, mitzuteilen, ob es Gülle-Importe in den Stadtbezirk 

Langerfeld-Beyenburg gibt.  

 

In einer öffentlichen Bürgerversammlung im Herbst 2016 in Beyenburg wurde 

die Frage gestellt, ob es einen Gülle-Import nach Beyenburg gibt. 

Anwesende Bürger, insgesamt 25, hatten den Eindruck, dass die versprühte 

Gülle nicht alle aus Beyenburg bzw. Wuppertal stammen könne.  

 

Nach Auskunft des Rheinischen Landwirtschaftsverbandes importiert aus dem Stadtbezirk 

Langerfeld - Beyenburg kein Landwirt Gülle. 

 

Hierzu ist jedoch anzumerken, dass nach derzeitiger Rechtslage ein Gülleimport 

grundsätzlich nicht verboten ist, sofern ein Landwirt diesen Bedarf gem. § 3 der 

Düngeverordnung nachweisen kann. 

 

Um die ordnungsgemäße Verbringung u.a. von Gülle sicherzustellen gibt es entsprechende 

Vorschriften von Bund und Land. 

Mit der Wirtschaftsdüngerverbringensverordnung (WDüngV) von 2010 wurde von der 

Bundesregierung eine Verordnung erlassen, mit der aus Wirtschaftsdüngern resultierende 

überbetriebliche Nährstoffströme nachvollziehbar gemacht werden sollen. Jeder Betrieb, 

egal ob Landwirt, gewerblicher Tierhalter, Biogasanlagenbetreiber, Importeur von 

Wirtschaftsdünger oder vermittelnder Lohnunternehmer, der Wirtschaftsdünger in Verkehr 

bringt, also an Andere abgibt, muss dem Direktor der Landwirtschaftskammer als 

Landesbeauftragtem einmalig mitteilen, dass er Wirtschaftsdünger in Verkehr bringt 

(Mitteilungspflicht). Gem. § 3 dieser Verordnung müssen Abgeber, Beförderer sowie 

Empfänger spätestens einen Monat nach Abschluss des Inverkehrbringens, des Beförderns 
oder der Übernahme Aufzeichnungen erstellen, in denen Folgendes angeben werden muss: 

Name und Anschrift des Abgebers.  

Datum der Abgabe, des Beförderns oder der Übernahme,  

Menge in Tonnen Frischmasse und Angabe  der Wirtschaftsdüngerart oder des sonstigen 



Stoffes,  

Gehalt an Stickstoff und Phosphat in Kilogramm je Tonne Frischmasse sowie die Menge 

Stickstoffs aus Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft in Kilogramm,  

Name und Anschrift des Beförderers Name und Anschrift des Empfängers 

 

Wenn Wirtschaftsdünger in ein Land verbracht werden, so hat der Empfänger dieser Stoffe 

dies bis zum 31. März für das jeweils vorangegangen Jahr der für seinen Betriebssitz 
zuständigen Behörde zu melden. 

Auch Kleinbetriebe, die nicht der Verbringungsverordnung unterliegen, die Abgabe und 

Aufnahme von Wirtschaftsdüngern mit Lieferscheinen genau dokumentieren und so 
nachweisen, dass sie die Vorschriften der Düngeverordnung einhalten. 

Zusätzlich hat das Land NRW die Wirtschaftsdüngernachweisverordnung (WDüngNachwV) 

erlassen, wonach ab 2013 alle überbetrieblichen Nährstoffverwertungen behördlich zu 

erfassen sind. Für die Erfassung der Wirtschaftsdüngerabgaben und -aufnahmen, aber auch 

die Erstellung von Lieferscheinen, wurde das internetbasierte „Meldeprogramm 

Wirtschaftsdünger NRW“ entwickelt. Die Wirtschaftsdüngernachweisverordnung NRW 

(WDüngNachwV) verpflichtet alle Abgeber von Wirtschaftsdüngern oder Stoffen, die 

Wirtschaftsdünger enthalten, Aufzeichnungen zu führen und die zuständige Behörde über 

die Nährstofflieferungen zu informieren. In Nordrhein-Westfalen ist der Direktor der 

Landwirtschaftskammer als Landesbeauftragter zuständig.  

In unten aufgeführter Tabelle, die dem Nährstoffbericht 2014 der Landwirtschaftskammer 

NRW  entnommen wurde ist ersichtlich, dass Stickstoffimporte tierischer Herkunft nach 
Gesamt-Wuppertal im Verhältnis zum Export und dem Gesamtanfall gering sind. 

 
 

 

Toennes 

 

2.   Kopie Herrn Beig Meyer als Paten 

3.   Kopie 106.01 Fr. Mehnert 

4.   z.d.A. 106.11 


